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Klägerinnen und Revisionsklägerinnen,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigelegen:
. „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27„ August 1965 durch
\

Bundesrichter Dr„ L a n g k e i t
als Vorsitzenden,

‚
Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t und

Bundesrichterin G e y s e r
sowie die
Bundessozialrichter V o l p e r s und

K n i e p m e y e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläßérinneh gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 4„ Juli

1961 wird zurückgewiesen„

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu er-

stattcn„
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Am 24„ März 1958 beantragte der Ehemann der Klägerin zu 1)

und der Vater der Klägerin zu 2), der Dreher Anton MT333:5

bei der beigeladenen Landesversich@rungsanstalt (LVA) die
Gewährung von Rente Wegen Berufs— bzw° Erwerbsunfähigkeit„

Gleichzeitig meldete er sich zur Krankenversicherung (KrV)

der Rentner nach @ 517gAbs„ 5 der Reichsversichcrungs-

ordnung (RVG) an° Er bezog damals von der beklagten Be-
triebskrank@nkassc (BKK) bis zu seiner Aussteuerung am

5° April 1958 Krankengeld° Für die Zeit vom 60 April 1958

an erhielt er wegen ihm gewährter Maßnahmen zur Wiederher-

stellung der Erwerbsfähigkeit, die jedoch nicht zu dem

erstrebten Erfolg führten, Übergangsgeld nach @ 1241 Abs„ 1

Satz 1 und 2 RVG. Durch Bescheid vom 25° Mai 1959 bewillig-

te ihm schließlich die beigeladene LVA nach Beendigung der

Zahlung von Übergangsgeld am lo° April 1959 vom 110 April
1959 an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit°

Auf Grund seines Rentenantrages
war der Versicherte bei'

der beklagten BKK Pflichtmitglied in der gesetzlichen KrV

geworden (@ 515 a Abs() 1 Nr„ 1 RVG bzw° @ 165 Abs° 1 Nr° }

RVG). Die Beiträge hierfür hatte er nach @ 381 Abs„ 3

Satz 2 RVO zunächst selbst getragen (@ 185 Abs° 6 RVO idF
des Leistungsverbesserungsgesetzes vom 12" Juli 1961

—BGBl I 4913 — galt damals noch nicht)° Nach Bewilligung

der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit im Mai 1959 erstattete

die beklagte BKK dem Versicherten die Beiträge für seine

KrV vom 11„ April 1959 an° Für die Zeit vom 60 April 1958

bis 10° April 1959 lehnte sie dies jedoch durch Bescheid

vom 11° August 1959 ab, da die gesetzlichen Bestimmungen

eindeutig ergäben, daß die Beiträge zwischen Rentenantrag-

stellung und Beginn der Rente zu Lasten des Rentenberech-

tigten gingen° Der dagegen eingelegte Widerspruch wurde

durch Bescheid vom 29° September 1959 zurückgewiesen°
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Daraufhin h
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Diese Klage
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rufungsverf

-übereinstim

Beitragsers

in Betracht

steller vom

Rente gewäh

zahlt°

die Vorinst

Aus

anspruch ge

in Empfang

(KK)‚ Gcgcb
wenn die KK

der Rentenv

Hierän fehl

Nach @581

einen Rente

Beginn der I

@ 581 Abs°

die sie vom

Rente gewähl

gezahlt erh

der Beginn c

gestellt wer

und sei wede

Es werde nac

at der Vérsicherte Klage vor demSozialgericht
nd erhoben mit dem Antrage,

klagte BKK zu verurteilen, unter Aufhebung

scheides vom 11° August 1959 und des Wider-

sbescheides vom 29° September 1959 die

hteten Beiträge zur KrV für die Zeit vom

il 1958 bis lo° April 1959 zu erstatten,

blieb ebenso erfolglos wie das nach dem Tode

erten von den Klägerinnen fortgeführte Be—

ahren° Die Vorinstanzen waren im wesentlichen

mcnd der Auffassung, für das Begehren auf

tattung kommeallein 5 381 Abs“ 3 Satz } RVO

„ Hiernach werden Beiträge, die Rentenantrag—

Beginn der Rente bis zur Zustellung des die

renden Bescheides entrichtet haben, zurückge—

der Formulierung "zurückgezahlt", so führen

anzen aus, ergebe_sich, daß sich der Erstattungs—

gen diejenige Stelle richte, die die Beiträge

genommen habe, also gegen die Krankenkasse

an sein könnc„ der Anspruch jedoch nur dann,

ihrerseits einen Anspruch gegen den Träger

frsicherung (RentV) nach @ 381 Abs° 2 BVG habe.
‚\
.. es°

Abs,3 Satz 2 RVOhätten die Personen,die
1antrag gestellt haben, die Beiträge bis zum

1

1
lente selbst zu tragen° Folgerichtig bestimme

} Satz 5 EVO, daß diesen Personen die Beiträge,

Beginn der Rente bis zur Zustellung des die

°enden Bescheides entrichtet hätten, zurück—

1e1ten„ Hierbei könne der Rentenbeginn und

1er Zahlung von Übergangsgeld nicht gleich-
‘den„ Dieses sei eine Leistung eigener Art

er eine Rente noch ein Vorschuß auf die Rente°

h 5 1241 RVG unabhängig von der Stellung eines
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Rentenantrages nur für die Zeit gewährt, in der der Träger

der RentV Maßnahmen zur Förderung der Erwerbsfähigkeit nach

den @@1236 ff RVO durchführe„ Das Übergangsgeld sei somit
sowohl nach seinen Voraussetzungen als auch nach seiner

Berechnung und nach seinem Sinn und Zweck eine völlig

andere Leistung als die Rente° Damit verbiete sich eine

Auslegung des 5 381 Abs, } RVG dahingehend, daß unter Rente
auch Übergangsgeld zu verstehen sei, Insbesondere sei es

nicht berechtigt, die Notwendigkeit einer etwaigen er-

gänzenden Gesetzesauslegung aus dem Umstand zu folgern,

daß beim Erlaß des Gesetzes über Krankenversieherung der

Rentner (KVdR) vom 12° Juni 1956 (BGBl I See) die Vor-
schriften der Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze vom

23„ Februar 1957 noch nicht berücksichtigt werden konnten,

und daß nach ihrem Erlaß eine Ergänzung der gesetzlichen

Regelung der Rentnerkrankenversieherung nicht vorgenommen

werden sei° Die derzeitige Regelung erscheine durchaus

sinnvoll, möge es auch andere und vielleicht bessere Mög-

lichkeiten geben° Einer Beitragspflicht des Betreuten stehe

schließlich auch der Leitgedanke der Rentnerkrankenver—

sicherung nicht entgegen() Abgesehen davon, daß es sich

bei dem Betreuten eben noch nicht um einen Rentner handele,

sei das Übergangsgeld in der Regel höher als die Rente,
Iweil

es sich nach dem durchsehnittlichen Arbeitseinkommen

der letzten 12 oder 36 Monate und der Zahl der vom Be—

treuten unterhaltenen Familienangehörigen richte° Auch beim

Versicherten sei das Übergangsgeld mit monatlich rund
Ajo,— DM erheblich höher als die spätere Rente mit monat-

lieh 334,— DM gewesen, Die
BeitragSpflicht des Versicherten

könne somit nicht als unzumutbare Belastung angesehen

werden°

In seinem Urteil vom 4„ Juli 1961 hat das LSG die Revision

zugelassen° Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt

mit dem Antrag,
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unter A

des Urt ”iG

fhebung der angefochtenen Entscheidung,

ils des SG Dortmund vom 26° April 1960

sowie des Bescheides der Beklagten vom 110 August

1959 idF des Widerspruchsbescheides vom 29„ Sep-

tember 1959 die Beklagte zu verurteilen, den

Klägerinnen die von ihrem Rechtsvorgänger für die

Zeit vom 6° April 1958 bis lo„ April 1959 gezahl—

ten Kran<enversicherungsbeiträge in Höhe von
172,82 DM, hilfsweise die Beiträge für die Zeit vom
6„ März

bis
10„ April 1959 zu erstatten°

Die Klägerinnen geben zu, daß das angefochtene Urteil so-
wohl im Ergebnis als auch in der Begründung der herrschen—

den Ansicht

hingewiesen vorden,

3ntspreche° Mit Recht sei aber bereits darauf

daß die Vorschriften des KVdR vom

12° Juni
195é

nicht an die Rentenversicherungs—Neuregelungs—

gesetze angepaßt worden seien,

nis bestehe°

obwohl hierfür ein Bedürf—

Es sei nämlich keineswegs die Regel, daß

das
Übergangégeld die Rente übersteige, so daß dem Be-

zieher von Ük

die Beiträge

billige Erget

setzgebers al

einer gerecht

Rente schlöss

Betreute berd

kurrenz zwisc

bestimme das

in Höhe des Ü

der Rentenans

gers der Rent

gangsgeld nur

stehung und 2

Nichts andere

Beginn der Ma

gangsgeld von

ergangsgeld nicht zugemutet werden könne,

zu seiner KrV selbst zu tragen° Dieses un-
nis könne und müsse auch ohne Zutun des Ge-

lein durch Auslegung des geltenden Rechts

en Lösung zugeführt werden° Übergangsgeld und

en sich nicht immer gegenseitig aus° Wenn der

its Rentenbezieher sei, bestehe Gesetzeskon-

hen Übergangsgeld und Rente° Für diesen Fall
Gesetz, daß der Betreute stets Zuwendungen

bergangsgeldes erhalten solle° Damit bleibe

pruch und damit die Beitragspflicht des Trä—

V gegenüber der KK unberührt, während das Über-

in Höhe des übersteigenden Teils zur Ent—

ur Auszahlung gelange (@ 1241 Abs„ } RVG).

s könne dann gelten, wenn der Betreute vor

ßnahmen Rente beantragt hätte und das Über-

dem Zeitpunkt an zu gewähren sei, von dem
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eine Rente hätte gezahlt werden müssen„ In diesem Falle

bestehe zwar kein Anspruch auf Rente. Damit sei aber nicht

gesagt, daß auch hier in dem Übergangsgeld kein Renten-

bestandteil enthalten sei° In Wahrheit handele es sich auch

hier nur um eine bis zur Höhe des Übergangsgeldes aufge—

stockte Rente, deren Wesenskern den Träger der RentV zur

Beitragsleistung gegenüber der KK verpflichteo

Die beklagte BKK und die beigeladene LVA beantragen,.

die Revision zurückzuweisen°
}

Sie halten das angefochtene Urteil für richtig° Die bei-

geladene LVA führt dazu insbesondere noch aus, die Auf—

fassung des LSG führe keineswegs zu unbilligen Ergebnissen;
Das Übergangsgeld in der Arbeiterrentenversicherung sei

für Pflichtversicherte bis auf wenige Ausnahmefälle höher

als die Rente, so daß der Versicherte seinen Krankenver-

sicherungsbeitrag selbst bestreiten könne° Wenn in einigen

Fällen ausnahmsweise das Übergangsgeld niederiger als die

Rente sei, so handele es sich dabei meist um Versicherte,

die oft jahrzehntelang keine oder nur ganz geringe Beiträge

entrichtet hätten° Von solchen regelwidrigen Fällen dürfe

bei der Auslegung gesetzlicher Bestimmungen nicht ausge-

gangen werden°

II.

Die Revision der Klägerinnen ist nicht begründet° Den

Ausführungen im angefochtenen Urteil ist in vollem Umfang.

beizupflichten°

Nach dem mit dem Grundgesetz im Einklang stehenden @ 381

Abs° } RVG (BVerfGE 13, 21) haben in der KrV der Rentner

Personen, die unter @ 165 Abs° 1 Nr, 3 und 4 BVG fallen

und die einen Rentenantrag gestellt haben, die Beiträge

bis zum Beginn der Rente selbst zu tragen; es sind ihnen

lediglich die Beiträge von der KK zurückzuzahlen, die sie
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vom Beginn

gewährenden

Nr, } RVO s

im einzelne

i

nach der Re

der Rente bis zur Zustellung des die Rente

Beseheides entrichtet haben° In @ 165 Abs° 1

nd die in Betracht kommenden Rentenarten

n aufgeführt, Allerdings sind an ihre Stelle

ntenreform die entsprechenden Renten wegen

Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit sowie die verschiede—

nen Arten d

ArVNG und A

des Gesetze

e

5

Dieses ist ?.

Rente, wie i

derzeitigen

s Altersruhegeldes getreten (Art° } 5 1
nVNG)‚ Jedenfalls fällt nach dem Wortlaut

das Übergangsgeld nicht darunter,

udem eine völlig andere Leistung als die

as LSG zu Recht ausgeführt hat" Nach der

Regelung geht die Gewährung von Heilver—

fahren und Berufsförderungsmaßnahmen der Rentenge-

währung vor

keit durch A
werden kann,

Maßnahmen au

3
}

träger anläf

daß zwar die

rentenbegrür

voraussichtl

rungsmaßnahn

bessern ist,

Maßnahmen du

rend dieser

ha

Da

dafür gesorg

den kann,

schaffen°

nahmen der V

Barleistunge

nachteiligt

RVO bestimmt

Kein Versicherter, dessen Erwerbsfähig-

ie genannten Maßnahmen wiederhergestellt

soll Rentner werden, ehe nicht diese

sgeschöpft sind° Wenn der Versicherungs-

lich eines Rentenverfahrens feststellt,

Erwerbsfähigkeit des Versicherten in

dendem Ausmaß gemindert ist, daß sie aber

ich durch Heilverfahren oder Berufsförde-

en wiederherzustellen oder wesentlich zu

dann muß er vor der Rentengewährung diese

rchführen„ Da jedoch der Versicherte wäh-

Zeit nicht ohne Geldmittel gelassen wer-

t der Gesetzgeber das Übergangsgeld ge-
bei hat er durch @ 12H1 Abs° 1 Satz 2 RVO

t, daß durch die Gewährung dieser Maß—

ersicherte hinsichtlich des Beginns der

n nicht gegenüber der Rentengewährung be—

wird„ Als Ausgleich dafür ist in @ 12H2

,
daß-grundsätzlich für die Dauer der Durch—

„8-
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führung von Maßnahmen kein Rentenanspruch besteht und

daß insbesondere für den Zeitraum, für den vorgezogenes

Übergangsgeld zu zahlen ist, der Rentenan5pruch ent-
fällt (BSG 17, 238). Eine Ausnahme besteht lediglich
dann, wenn die Rente bereits vor Beginn der Maßnahmen

bewilligt war°
‘

'

Der Rentenversicherungsträger darf danach überhaupt

keine Rente bewilligen, wenn er ein Heilverfahren oder

Berufsförderungsmaßnahmen durchführen will. Somit ist

in diesen Fällen der Versicherte auch nicht rcnten—

berechtigt, Wenn der Versicherungsträger daher über den

.
Rentenanspruch vorher entscheiden wollte, dann müßte

er ihn jedenfalls zumindest als zur Zeit unbegründet

ablehnen, Sind durch die durchgeführten Maßnahmen die

Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit endgültig beseitigt,

wird der Versicherungstrüger den Rentenantrag endgültig

ablehnen° Sind sie zwar beseitigt, aber haben sie noch

über die Schonfrist hinaus gedauert, wird er einen ent-

sprechenden Bescheid über eine befristete Rentenge—

währung erteilen, War die Maßnahme dagegen erfolglos‚_

wird er nunmehr eine Dauerrente festsetzen„ Dann aber

beginnt jetzt erst die Rente mit den sich daraus erge—
benden Folgen der Beitragszahlung für den Rentenversiche—

rungsträger (@ 381 Abs° 2 RVG) und der Beitragsrückzah-

‚lung an den Versicherten (@ 381 Abs, 3 Satz } RVG),

Dieser Auffassung steht nicht entgegen, daß ein Rentner,

dem erst nach Rentenbewilligung ein Übergangsgeld ge—

währt wird, den Schutz der KrV auch während dieser Zeit

auf Kosten des Rentenversicherungsträgers erhält; denn

beim Rentner steht - im Gegensatz zum Rentenbewerber -

bereits fest, daß der Träger der RentV für die KrV des

Rentners aufzukommen hat, Ebensowenig können sich die
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Klägerinner

vom 12° Juf

des @ 381 E

ergangenen

gepaßt word

im Wege der

Währung von
Analogiesch

nannte Vers

Gleichstell

Das ist abe r, wie bereits dargelegt,

die Vorschriften des KVdR

i 1956, welche die hier maßgebende Fassung
VO gebracht haben,

Rentcnversicherungs-Neuregelungsgesetze4an—

en und deshalb müßte @ 581 Abs° } Satz } RVG
erweiternden Auslegung auch im Falle der Ge—

darauf berufen,

seien nicht an die später

Übergangsgeld angewandt werden„ Ein solcher

luß wäre jedoch nur zulässig, wenn die ge-

chrift nach ihrem tragenden Grundgedanken eine

ung des Übergangsgeldes mit der Rente zuließe°
sowohl nach der

Zwecksetzung als auch nach der Berechnungsweise des

Übergangsge

Somit ist d

2 EVO

zur Beitrag

Abs„

lich nur fü

@ 312 Abs°

spricht, da

Rentenbewer

Rente bis z

scheides" v

Demzufolge]

von Übergan

werden (ebm

Deutscher R
Beitragsrec}

Rentner wäh]

1960, 343).

Nach alleder

KrV scseine

2 RVO macht hiervon eine Ausnahme„

ldes ausgeschlossen°

er Träger der Rentenversicherung nach 5 381

nur in Verbindung mit einer Rentengewährung

sleistung verpflichtet, und zwar grundsätz-

r die Dauer des Rentenbezugs; lediglich

Dem ent-

B die Krankenkassen zur Rückzahlung der vom

“vom Beginn derper geleisteten Beiträge nur

Lu12wüeuung des die Rente gewährenden Be—

erpflicht@t sind (BSG 19, 295, 297).

cann der Rentenbewerber während des Bezuges

gsgeld dem Rentcnempfänger nicht gleichgestellt

isowie das Rundschreiben des Verbandes

3ntenversicherungsträger vom 1}„ Juni 1958,

lt 1958, 253 sowie Eugen Jorks, Die KrV der

cend des Bezuges von Übergangsgeld, Soners

H mußte der Versicherte die Beiträge für

albst tragen° Wie die Rechtslage gewesen wäre,
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wenn schon @ 183 Abs„ 6 EVO idF des Leistungsverbesserungs-

gesetzes vom 12„ Juli 1961 (BGBl I 913) zur Anwendung
hätte kommen müssen, braucht hier nicht entschieden zu

werden°

Jedenfalls war danach die Revision der jetzigen Kläge—

rinnen als unbegründet zurückzuweisen„
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